
Die „Rot-Weiß-Rot-Kar-
te“ (RWR-Karte) wur-
de 2011 eingeführt 

und stellt einen Aufenthalt-
stitel für qualifizierte Ar-
beitsmigration dar. In Ent-
sprechung des Regierungs-
programms für die 27. Le-
gislaturperiode wurde das 
System der „RWR-Karte“ 
nunmehr einer Weiterent-
wicklung unterzogen, nicht 
zuletzt da die Förderung der 
qualifizierten Zuwanderung 
wesentlich im gesamtstaatli-
chen Interesse liegt.  

Ergänzend zu dieser 
Weiterentwicklung wurde 
mit der Novelle die neu ge-
fasste Richtlinie (EU) 
2021/1883 über die Bedin-
gungen für die Einreise und 
den Aufenthalt von Dritt-
staatsangehörigen zur Aus -
übung einer hochqualifizier-
ten Beschäftigung und zur 
Aufhebung der Richtlinie 
2009/50/EG des Rates, ABl. 
Nr. L 382 vom 28.10.2021, 
S. 1 („Blaue-Karte-EU-
Richtlinie“) umgesetzt. Sie 
betrifft ebenfalls die Zuwan-
derung von qualifizierten 
Drittstaatsangehörigen und 
schafft insbesondere Er-
leichterungen bei der Mobi-
lität in der EU.  

 
Parlamentarisches Ver-

fahren. Von den Bundesmi-
nisterien für Arbeit und für 
Inneres wurde ein gemein-
samer Gesetzesentwurf zur 
Änderung des Ausländerbe-
schäftigungsgesetzes, des 
Arbeitsmarktförderungsge-
setzes, des Niederlassungs- 
und Aufenthaltsgesetzes so-
wie des Fremdenpolizeige-
setzes 2005 erarbeitet, der 
neben der Umsetzung der 
„Blaue-Karte-EU-Richtli-
nie“ insbesondere dem Ziel 
diente, die Anwerbung bzw. 
die Abdeckung des Bedarfes 

von Fach- und Schlüssel-
kräften zu verbessern und  
dem in vielen Wirtschafts-
bereichen zunehmenden 
Mangel an Fachkräften zu 
begegnen. Am 15. Juni 
2022 langte die Regierungs-
vorlage im Nationalrat ein. 
Das parlamentarische Ver-
fahren wurde im Juli 2022 
abgeschlossen; die mit BG-
Bl I Nr. 106/2022 kundge-

machten Änderungen treten 
am 1. Oktober 2022 in 
Kraft. 

 
Rot-Weiß-Rot-Karte. Um 

die qualifizierte Zuwande-
rung attraktiver zu gestalten, 
wurde das bisherige Punkte-
system einer Überarbeitung 
unterzogen. Damit soll Be-
rufserfahrung besser be-
rücksichtigt werden und ei-

ne bessere Bewertung von 
vorliegenden Englisch-
kenntnissen vorgenommen 
werden können. Diesbezüg-
lich wurde die Möglichkeit 
des Nachweises von Sprach-
kenntnissen insofern erwei-
tert, als Sprachdiplome und 
Kurszeugnisse nunmehr 
zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung bis zu 5 Jahre alt 
sein dürfen und diese 
während des Verfahrens 
nicht erneut vorgelegt wer-
den müssen.  

Die – sonst bestehende – 
altersabhängige Festlegung 
der Mindestentlohnung für 
„sonstige Schlüsselkräfte“ 
entfällt insoweit, als die Un-
terscheidung zwischen unter 
dreißigjährigen und über 
dreißigjährigen Antragstel-
lern mit Bezug auf die erfor-
derliche Mindestentlohnung 
nicht mehr getroffen wird. 
Auch der Entfall der Min -
dest entlohnung von Studi-
enabsolventen wurde be-
schlossen. Ebenso wurde 
der üblicherweise erforderli-
che Nachweis ausreichender 
Existenzmittel für die Erlan-
gung eines Aufenthaltstitels 
für die „RWR-Karte“ gestri-
chen.  

 
Beratung. Um unter an-

derem eine Beratung und 
Hilfestellung bei der Zulas-
sung von Fach- und Schlüs-
selkräften im Rahmen des 
Verfahrens für den Erhalt 
einer „RWR-Karte“ sicher-
zustellen, wurde die im 
Bundesministerium für Ar-
beit angesiedelte Austrian 
Business Agency (ABA) als 
Plattform zur Unterstützung 
und Information der Antrag-
steller gesetzlich verankert. 
Eine Beschleunigung der 
Arbeitsmarktprüfung zum 
zügigeren Abschluss der 
Verfahren wurde vorgesehen 
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Erleichterungen für Schlüsselkräfte  
 
Mit 1. Oktober 2022 tritt eine Gesetzesnovelle in Kraft, die insbesondere den Zugang ausländischer 
Fach- und Schlüsselkräfte zum österreichischen und zum EU-Arbeitsmarkt weiter erleichtern soll. 

Mit der Gesetzesnovelle soll der Zugang zum heimischen  
Arbeitsmarkt erleichtert werden.

Mit der Reform der Rot-Weiß-Rot–Karte soll der Fachkräfte-
mangel in Österreich verringert werden.



(nach Möglichkeit innerhalb 
von 10 Tagen). Schließlich 
soll die Zulässigkeit einer 
selbstständigen Neben -
tätigkeit für Inhaber eines 
Aufenthaltstitels „RWR-
Karte“ dazu beitragen, die 
qualifizierte Zuwanderung 
nach Österreich weiter zu 
fördern. 

 
Stammsaisoniers. Ein 

weiterer wichtiger Punkt der 
Novelle ist es, für langjährig 
in Österreich tätige Saiso-
niers durch die Erteilung ei-
ner „RWR-Karte“ für 
Stamm-Mitarbeiter eine dau-
erhafte Zuwanderung zu er-
möglichen.  

Dafür müssen die Vor-
aussetzungen einer Tätigkeit 
als „Stammsaisonier“ und 
einer darauffolgenden Be-
schäftigung im selben Wirt-
schaftszweig für min des tens 
sieben Monate pro Kalen-
derjahr in den letzten zwei 
Jahren erfüllt sein. Die Qua-
lifikation und das Alter der 
Stammsaisioniers sind nicht 
zu beachten, aber es muss 
ein Nachweis von Deutsch-
kenntnissen erbracht und ein 
unbe fristetes Arbeitsverhält-
nis in Aussicht gestellt wer-
den. 

 
„Blaue Karte EU“. Die 

neu gefasste „Blaue-Karte-
EU-Richtlinie“ hat ebenfalls 
zu verschiedenen – Erleich-
terungen anstrebenden – Ge-
setzesänderungen geführt: 
Die Erstantragstellung für 
den Aufenthaltstitel „Blaue 
Karte EU“ ist – abweichend 
vom grundlegenden System 
der Auslandsantragstellung – 
auch im Inland möglich.  

Die Gehaltsgrenze für 
den Erhalt des Aufenthaltsti-
tels „Blaue Karte EU“ wurde 
auf die Höhe des durch-
schnittlichen österreichi-
schen Bruttojahresgehaltes 
abgesenkt. Auch der Entfall 
des Erfordernisses eines 
Hochschul- oder Fachhoch-
schulabschlusses für be-
stimmte hochqualifizierte 
Tätigkeiten in der Informati-

ons- und Kommunikations-
technologie trägt dazu bei, 
den in dieser Branche beste-
henden Fachkräftemangel 
auszugleichen. Diverse Er-
leichterungen wurden wei-
ters im Bereich der kurz-, 
aber auch der langfristigen 
Mobilität innerhalb der EU 
normiert, etwa in Bezug auf 
den Familiennachzug. Durch 
den Entfall der Arbeits-
marktprüfung, wenn dersel-
be Arbeitsplatz beibehalten 
wird, soll der Umstieg von 
einem Aufenthaltstitel 
„RWR-Karte“ auf einen 
Aufenthaltstitel „Blaue Kar-
te EU“ erleichtert werden.  

Der Arbeitgeberwechsel 
wird vereinfacht gestaltet, 
sodass etwa eine raschere 
Aufnahme der neuen Be-
schäftigung möglich ist. 
Darüber hinaus wurde durch 
die Änderung des Auslän-
derbeschäftigungsgesetzes 
die Möglichkeit geschaffen, 
eine Beschäftigungsbewilli-
gung für Spezialisten für 
maximal sechs Monate bei 
vorübergehender Beschäfti-
gung im Rahmen eines Pro-
jektes zu erteilen. Dies ist 
somit für besonders qualifi-
zierte Mitarbeiter möglich, 
die ohne Zuwanderungsab-
sicht zur Durchführung zeit-
lich befristeter Projekte be-
schäftigt werden sollen. De-
ren Aufenthalt wird mit der 
Erteilung eines „Visum D“ 
ermöglicht. 

 
Gesundheits- und Kran-

kenpflege. Eine weitere Än-
derung im Niederlassungs- 
und Aufenthaltsgesetz be-
trifft den Entfall der erfor-
derlichen Zertifizierung 
durch den Bundesminister 
für Inneres für bestimmte 
Schulen im Gesundheits- 
und Krankenpflegebereich 
im Zusammenhang mit der 
Erlangung einer Aufenthalts-
bewilligung „Schüler“. Dies 
stellt eine Vereinfachung vor 
dem Hintergrund der aktuel-
len Pflegereform dar.                    

                     Barbara Sim  
Anna Scharinger
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